


Märkte
Europa

36   results Deutsche Bank   

Kann man es dem französischen Staats- 
präsidenten Nicolas Sarkozy verübeln, dass  
er von Autoherstellern, die Staatsgeld  
brauchen, eine Beschäftigungsgarantie für 
Inlandsstandorte fordert?
Es ist ein Dilemma. Sobald Steuergeld einge-
setzt wird, gibt es die Erwartung, dass es im 
Wesentlichen einheimischen Firmen zugute-
kommt. Aber in einem offenen, gemeinsamen 
Markt funktioniert diese rein nationale Sicht 
nicht mehr. Wenn die Franzosen ein Unterneh-
men unterstützen, etwa im Bereich Automobil, 
dann stärkt das auch die Nachfrage nach Vor-
leistungen deutscher Zulieferer. 

Aber wenn es hart auf hart geht, wird doch 
immer noch durch die nationale Brille geschaut 
– etwa bei der Frage, ob der Opel-Standort in 
Saragossa oder Rüsselsheim erhalten bleibt.
Deswegen ist es auch sehr wichtig, dass wir 
eine starke Kommission haben, die in der Lage 
ist, die bestehenden Binnenmarktregeln – auch 
für Beihilfen und Subventionen – anzuwenden 
und durchzusetzen, gegebenenfalls gegen den 
Willen einzelner Mitgliedsländer. 

Hat die Kommission die nötige Stärke gezeigt?
Sie hat zusammen mit den Mitgliedstaaten 
eine temporäre Lockerung der Beihilfe-Regeln 
beschlossen. Das hat die Krise abgefedert. 
Man muss aber darauf achten, dass das nicht 

zu einem Dauerzustand wird und dass die 
Unternehmen auch wettbewerbsfähig sind. 
Wenn das nicht der Fall ist, darf nicht einfach 
der Status quo weiter subventioniert werden, 
sondern man muss den strukturellen Wandel 
zulassen. 

Das klingt fast, als wären die Programme  
nur der Deckmantel für protektionistische 
Maßnahmen?
Ich glaube nicht, dass es am Anfang eine be-
wusste Haltung bei der Mehrheit der Länder 
gab. Aber das latente Risiko besteht. Und die 
Gefahr wird umso größer, je länger die Krise 
dauert. Deshalb muss es auf europäischer Ebe-
ne einen ordnungspolitischen Rahmen geben, 
der diese nationalen Reflexe einigermaßen 
neutralisiert. 

Die Belastung für die Staatshaushalte durch  
die Krise ist enorm. Frankreich rechnet  
mit einer Neuverschuldung von 7,5 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts – der Maastricht- 
Vertrag erlaubt nur drei Prozent. Die deutsche 
Regierung hofft, vielleicht 2013 oder 2014  
die Kriterien wieder einhalten zu können. 
Gefährdet das nicht die Währungsunion als 
Ganzes?
Ich halte die Sorgen vor einem Auseinander
brechen der Europäischen Währungsunion 
für überzogen, die wirtschaftlichen und poli-

Mittelstand ohne Grenzen
Die Deutsche Bank erleichtert  
das europaweite Geschäft  
ihrer Firmenkunden mit einer Reihe  
von Initiativen

Das Auslandsgeschäft hat bei der  
Deutschen Bank eine lange Tradition.  
Das Institut ist mit seinem Firmen- 
kundengeschäft in allen Mitgliedstaaten  
der Europäischen Union vertreten.  
Neben knapp 30 000 Mitarbeitern in 
Deutschland und 8000 in Großbritannien  
sind noch einmal mehr als 10 000 
Deutsche Bank Experten in den weiteren  
EU-Ländern vor Ort. Firmenkunden 
können dort alle klassischen Produkte  
nutzen: vom internationalen Zahlungs
verkehr über Handelsfinanzierung  
bis hin zur Absicherung von Währungs-, 
Zins- und Rohstoffpreisrisiken.  
Zusätzlich gibt es Angebote aus dem 
Investmentbanking: Neben Unter-
stützung bei Fusionen und Übernahmen 
stehen Equity & Debt Capital Markets  
im Fokus, also beispielsweise das 
Emissionsgeschäft, Kapitalerhöhungen 
und Anleihen. Auch bei der Umsetzung 
des einheitlichen Euro-Zahlungs
verkehrsraums (SEPA), der den elektro-
nischen Zahlungsverkehr im Euro-
Währungsgebiet vereinfacht, nimmt die 
Deutsche Bank eine Vorreiterrolle ein. 

„Europa bekommt  
oft zu Unrecht  
den Schwarzen Peter“
Nicht einmal jeder zweite wahlberechtigte  
Bundesbürger gab für Europa seine Stimme ab. 
Kein Wunder angesichts der Tatsache,  
dass die Parteien selbst die EU kaum zum Thema 
machen – nach Ansicht von Barbara Böttcher 
eine verpasste Chance, auf die Leistungen der 
Gemeinschaft hinzuweisen
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tischen Kosten wären zu hoch. Aber die Trag-
fähigkeit der öffentlichen Haushalte wird ein 
ganz großes Thema. Es gibt hier jedoch Un-
terschiede zwischen den einzelnen Ländern. 
Deutschland etwa hat eine gesetzliche Schul-
denbremse verabschiedet, eine Regel, die der 
Politik Fesseln anlegt. Wohingegen der franzö-
sische Präsident Sarkozy darauf drängt, dass 
die Vorgaben des Maastricht-Vertrages bis auf 
weiteres nicht mehr angewendet werden. 

Macht das die Sache einfacher?
Ich bin überzeugt, dass der Gruppendruck 
groß genug sein wird, um sich für einen  
gemeinsamen Weg zu entscheiden. Man wird 
deutlich machen, dass die Risiken für den 
Euro zu groß sind, wenn er nicht mit einer 
soliden Finanzpolitik untermauert wird. Und 
ich glaube, dass die Europäische Zentralbank, 
die EZB, von den Mitgliedsländern hier einen 
verlässlichen Kurs erwartet. Sie wird nicht  
verlangen, dass man morgen oder übermorgen 
zu einem ausgeglichenen Haushalt zurück-
kehrt – aber es sollte sicher nicht erst 2020 
so weit sein. Sonst müsste die Geldpolitik ge-
gensteuern. Und das ist etwas, das garantiert 
niemand möchte. 

Es drohen also Zinserhöhungen?
Ich glaube, dass die EZB entschlossen genug 
dazu wäre. Konjunkturell ist das aber derzeit 
nicht angebracht. Wir sprechen hier frühes-
tens über das erste oder zweite Quartal 2010. 

Noch einmal zu den Beihilfen und Subventionen. 
Da geht es vor allem um große Namen. Wird 
nicht der Mittelstand vergessen? 
Die Diskussion dreht sich in der Tat stark um 
die Frage, ob Unternehmen einer bestimm-
ten Größe überhaupt pleitegehen dürfen. Die 
kleineren Unternehmen dagegen verschwinden 
relativ leise. Gerade für den Mittelstand ist des-
halb eine starke Kommission wichtig. Der Mit-
telstand profitiert umso stärker, je stringenter 
Wettbewerbsregeln umgesetzt werden.

Die EU hat zuletzt auch eigene Mittelstands-
Initiativen gestartet. Ist davon im Alltag etwas 
zu spüren?
Die Auswirkungen in der realen Politik sind 
erkennbar. Man macht sich etwa bei der Ver-
abschiedung von Gesetzesvorhaben mehr 
Gedanken, ob diese kompatibel sind mit den 
Fähigkeiten und Bedürfnissen von kleinen und 
mittleren Unternehmen. 

Was hat denn Europa für den Mittelstand unter 
dem Strich gebracht?
Sehr viel. Der Binnenmarkt hat die Hürden 
eines Auslandsengagements deutlich verrin-
gert. Zwei Drittel der deutschen Exporte gehen 
nach Europa, und der Binnenmarkt ist für den 
deutschen Mittelstand längst Heimatmarkt. Die 
osteuropäischen Staaten bieten zudem sehr at-
traktive neue Absatzmärkte und Produktions-
standorte. Das hat auch geholfen, die bestehen-
de Produktion im Inland zu sichern. 

Könnte man da nicht einfach sagen: Der 
Binnenmarkt funktioniert, den versucht man 
also möglichst zu erweitern – und überlässt 
ansonsten den Nationalstaaten das Feld?
Ganz sicher ist der Binnenmarkt das Kern-
stück der europäischen Integration. Aber man 
muss sehen, dass so ein Wirtschaftsraum nicht 
ohne flankierende Politik funktionieren kann. 
Ein zu dramatischer Steuerwettbewerb etwa, 
der dazu führt, dass Unternehmen aus einem 
Land grundsätzlich in ein anderes abwandern, 
ist für ein Funktionieren des Gesamtsystems 
nicht besonders sinnvoll. Das Gleiche gilt für 
soziale Regelungen. Da hat es auch keinen 
Sinn, das außen vor zu lassen. 

Aber warum muss so ein Gebilde dann  
gleich etwas Staatsähnliches bekommen und 
auch nach außen hin wirken? 
Es ist notwendig, dass man in vielen Punkten 
in der EU gemeinsame Positionen findet. Weil 
es eine Illusion ist, dass in der globalen Welt 
selbst ein mittelgroßes Land wie Frankreich 
oder Deutschland seine Stimme wirklich durch-
setzen kann. Ein gemeinsamer Wirtschaftsraum 
mit einem Anteil am Welt-Bruttoinlandsprodukt 
von über 20 Prozent hat natürlich ein ganz an-
deres Gewicht, in Handel- oder Regulierungs-
fragen etwa. 

Gilt das auch über wirtschaftliche Fragen hinaus?
Es gibt Bereiche wie die Außenpolitik, wo mehr 
erreicht werden könnte. Aber es zeigt sich im-

„Die EZB erwartet  
Verlässlichkeit  

der Regierungen“
Wäre die Europäische Zentralbank entschlossen  

genug, Zinserhöhungen gegen den Willen der Politik 
zu beschließen? Ja, ist Barbara Böttcher über-

zeugt. Nur: Es gibt dazu im Moment keinen Anlass 

RFo
to

s:
 C

o
r

bi
s 

(l
in

k
s)

, A
le

x
a

n
d

r
a

 L
ec

h
n

er



Märkte
Europa

38   results Deutsche Bank   

mer dann, wenn Europa geschlossen auftritt, 
dass viel möglich ist. 

Diesen Glauben teilen nicht alle Mitglieder. 
Die EU ist durch die Erweiterungen viel he-
terogener geworden. Es gibt unterschiedliche 
Einschätzungen über die Bedeutung der Mit-
gliedschaft. Das ändert aber nichts daran, dass 
die meisten der Ansicht sind, nur im Verbund 
vernünftig in der heutigen Welt agieren zu kön-
nen – politisch wie wirtschaftlich. Nun muss 
man schauen, dass das institutionelle Gefüge 
dementsprechend ausgerichtet wird – auch da-
mit weniger Entscheidungen blockiert werden 
können. Der Lissabon-Vertrag bringt hier deut-
lich Fortschritte. Bei dessen Ratifizierung hakt 
es aber nicht nur in Deutschland. Die Iren müs-
sen im Oktober schon zum zweiten Mal abstim-
men, nachdem eine Reihe von Zugeständnis-
sen, etwa bei der Steuerpolitik, gemacht wurde. 
Das Absurde daran ist, dass diese Punkte oh-
nehin nicht problematisch waren. Man müsste 
eigentlich nicht noch einmal betonen, dass die 
Steuerhoheit in den Mitgliedstaaten bleibt. Kei-
ner möchte zudem in die Neutralität und die 
außenpolitische Souveränität eingreifen. 

Der tschechische Präsident Václav Klaus 
fordert trotzdem, dass angesichts der 
Zugeständnisse der Lissabon-Vertrag in allen 
Mitgliedstaaten noch einmal neu ratifiziert 

werden muss. Während der Ratspräsidentschaft 
seines Landes im ersten Halbjahr hat er  
sich auch standhaft geweigert, die Europa
flagge zu hissen. 
Nicht überall findet sich der Geist der europä-
ischen Integration so wieder, wie er am Anfang 
ausgelegt war: als ein Gemeinschaftsprojekt, 
das nur weiterleben kann, wenn man ein ge-
wisses Geben und Nehmen voraussetzt, was 
dann in der Summe zu einer Besserstellung 
aller führt. Manche betrachten die europäische 
Integration als Optimierung ihrer nationalen 
Interessen. Das ist zu kurzfristig gedacht. Ver-
treter der Gründerländer äußern manchmal die 
Besorgnis, dass ihr Projekt von neuen Mitglie-
dern quasi gekapert worden sei. 

Ist das nicht ärgerlich – erst Mitglied in  
einem Klub werden und dann sagen, dass 
einem die Regeln nicht passen?
Ja, das ist so. Wobei es eher die ungeschrie-
benen Regeln sind. Es ist nicht so, dass ver-
sucht wird, bestehende Regeln zu brechen. Es 
ist einfach ein anderer Ansatz, die ganze Sache 
anzugehen. 

Wie kann man die Integration da noch 
vorantreiben?
Nur durch kontinuierliche Überzeugungsarbeit. 
Und das ist natürlich umso besser zu bewerk-
stelligen, je bessere Ergebnisse Europa liefert. Es 

geht darum zu sehen, dass Europa wirtschaft-
lich gut funktioniert und dass Interessen erfolg-
reicher gemeinsam vertreten werden können, 
etwa gegenüber den USA, als wenn das ein Land 
wie Tschechien allein machen würde. 

Der Lissabon-Vertrag sieht vor, dass die  
Position eines außenpolitischen Vertreters für 
die EU geschaffen wird. Was bringt das?
Das wird sich erst noch zeigen müssen. Sol-
che Institutionen leben auch von den Personen. 
Man sieht bei der EZB, dass eine eigentlich 
technokratische Institution durch eine Persön-
lichkeit wie Jean-Claude Trichet an der Spitze 
auch von vielen sehr viel deutlicher wahrge-
nommen wird. Aber klar ist ebenso, dass die 
Rolle durch die Person dann auch ausgefüllt 
werden muss. 

Nur scheint ja kaum ein Politiker Lust zu haben, 
eine Rolle in Europa zu spielen. 
Das ist ein sehr deutsches Problem. Andere 
Länder wie Großbritannien, Frankreich und 
Spanien schicken zumeist politische Schwer-
gewichte nach Europa. Es ist ein Versäumnis 
der deutschen Politik, dass man sich hier nicht 
stark genug engagiert und überlegt, über wel-
che Personen man in Europa wirken kann. So 
etwas kann sich rächen – und zwar nicht nur 
bei der Wahlbeteiligung. O
� Das  Gespräch führte Thomas  Mersch

„Manche betrachten die  
EU als Mittel zur Optimierung 
nationaler Interessen“
Im Oktober stimmen die Iren zum zweiten  
Mal über einen Beitritt ab. Steuerliche  
Zugeständnisse sollen ihnen das Jawort 
erleichtern. Eine Unsinnigkeit, sagt  
Barbara Böttcher: Die Steuerhoheit bleibt 
ohnehin bei den einzelnen Staaten
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